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Bedingungsloses Grundeinkommen – Diskussionsbeitrag

Aktuell wird in der Gesellschaft auf allen Ebenen über das „Bedingungslose Grundeinkommen“ (BGE) diskutiert. Im selben Zusammenhang kursieren Begriffe wie „Negative Einkommensteuer“ und „Bürgergeld“, die auch auf eine Grundsicherung abzielen, aber andere Ansätze und Intentionen haben. Alle Modelle werden über das Steuersystem und nicht über Abgaben geregelt. Im Nachfolgenden möchte ich lediglich auf das Modell von Götz Werner (praktisch identisch mit Äußerungen von Thomas Straubhaar vom neoliberalen Weltwirtschaftsinstitut in Hamburg) eingehen, weil Götz Werner sowohl bei Unternehmern wie auch bei alternativen Gruppen für Furore sorgt. Götz Werner ist ein in Talkshows viel gesehener Gast und wird die Neugründung einer Partei in seinem Sinne unterstützen. Auch einige unserer Parteifrauen sind Fans von ihm. Ich halte ihn allerdings für einen der gefährlichsten Neoliberalen in unserem Land. Um Missverständnissen vorzubeugen, möchte ich an dieser Stelle klar stellen, dass ich für ein von der Erwerbsarbeit entkoppeltes – also bedingungsloses Grundeinkommen – bin, jedoch nicht ohne eine vorherige Klärung der für mich zwingenden solidarischen Finanzierung und einer zu Grunde gelegten Patriarchats- und Kapitalismuskritik. Im Übrigen finde ich nach wie vor das in unserem Gründungsprogramm vor zwölf Jahren aufgestellte Modell richtungsweisend; einige Bestandteile müssten aktualisiert werden. Viele Frauen haben sich damals gründliche Gedanken gemacht. Und es soll hier auch noch festgehalten werden, dass die derzeitige Diskussion um ein BGE ein vorwiegend von Männern geführtes Thema ist und Frauen sich auffällig eher zurück halten, obwohl es sie wegen der unbezahlten Arbeit doch unmittelbar angehen müsste. 

Die Grundsicherung - eigentlich ein „alter Hut“ für FeministInnen

Die Idee der bedingungslosen Grundsicherung ist nicht wirklich neu. In den neunziger Jahren wurde eine bedingungslose Grundsicherung bereits diskutiert und im Juni 1995 hat die Feministische Partei DIE FRAUEN bei ihrer Parteigründung in Kassel die „existenzsichernde Grundsicherung“ in das Gründungsprogramm aufgenommen. 

Dies geschah aus dem Wissen, dass unsere neoliberale Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung wenige Sieger und viele Verlierer bewusst produziert und wir deswegen als politisch handelnde Frauen ein System der menschenwürdigen sozialen Absicherung fordern und umsetzen wollen. Unsere Motive sind der Willen zur gerechten Verteilung von Ressourcen und Erarbeitetem – wozu für uns vor allem auch die fast nur von Frauen unbezahlte Versorgungsarbeit gehört – und unser Menschenbild, demzufolge jeder Person in dieser Gesellschaft unabhängig von Geschlecht, Herkunftsland, Alter, Religion, Hautfarbe usw. ein menschenwürdiges Leben in Gesundheit und Würde zusteht. Deshalb muss nach unserer Ansicht eine Grundsicherung unabhängig von einem Zwang zur Erwerbsarbeit sein – wenn auch nicht ganz ohne Bedingungen, die wir seinerzeit in das Programm aufgenommen haben. Diese sind jedoch keinesfalls vergleichbar mit Regelungen wie Hartz IV. Wir wollen die Prinzipien der „gleichwertigen Vielfalt“ und der Balance in der Gesellschaft vertreten; Prinzipien, die in einem patriarchal-kapitalistischen System nicht möglich sind. Deswegen ist unser Ansinnen, den Sozialstaat nicht nur zurück zu fordern, sondern ihn überhaupt erst zu verwirklichen. Wir wenden uns gegen einen Staat, der als Instrument skrupelloser Aktienbesitzer ein ganzes Volk mit einem Zwang zur Sklavenarbeit kontrolliert und knechtet. Von einer repräsentativen Gesellschaft wollen wir zu einer „Beziehungsgesellschaft“ kommen und uns der Verantwortung bewusst sein, dass wir in Einer Welt leben, die sinnvolle und Ressourcen schonende Arbeit erfordert. Das erfordert statt einer Vernichtungspolitik eine kooperative Wirtschafts- und Politikform.

KritikerInnen eines BGEs wird entgegen gehalten, dass ihr negatives Menschenbild und die Einstellung „Wer nichts arbeitet, soll auch nichts essen“ der Menschenwürde und dem sozialen Frieden entgegensteht. Zumal die stark neoliberale Wettbewerbspolitik jedes Jahr mit immer schnelleren, riesigen Schritten Erwerbsarbeitplätze vernichtet, obwohl die Gewinne der Unternehmen gleichzeitig seit Jahrzehnten geradezu „explodieren“ und die Reallohneinkommen inzwischen auf einem Stand angekommen sind, der mit den fünfziger Jahren des letzten Jahrhunderts vergleichbar ist. 

Da wir offenbar noch lange nicht „am Boden“ sind und die gewählten PolitikerInnen fast aller Parteien weiterhin völlig hirn- und skrupellos und ungebremst die Liberalisierung, Privatisierung und Wettbewerbspolitik (statt einer Kooperationspolitik) und daher die Vernichtung von Erwerbsarbeitsplätzen – der bisherigen Grundlage sich zu ernähren und am sozialen Leben teilzunehmen - betreiben, werden wir uns auch zukünftig in Deutschland, einem der reichsten Länder der Erde, mit dem Problem der stetig weiter verarmenden Masse (auch mit einer stark angewachsenen Kinderarmut!) befassen müssen.

Deshalb sind Viele davon begeistert, wenn ausgerechnet ein Unternehmer wie Götz Werner sich für ein BGE stark macht. 

Das BGE-Modell von Götz Werner

Götz Werner ist der Besitzer der Drogeriemarktkette „dm“ und hat als Unternehmer mit seiner Forderung nach einem bedingungslosen, von der Erwerbsarbeit entkoppelten Grundeinkommen für Aufsehen gesorgt. G. W. möchte alle Vorsorgeversicherungen wie Krankenkassenbeiträge, Renten- und Arbeitslosenversicherung, Pflegeversicherung usw. völlig aufheben und den Verwaltungsapparat („Sozialbürokratie“) auflösen. Das BGE soll alleine durch eine sog. „Konsumsteuer“ (eine Art Mehrwertsteuer) in Höhe von ca. 50 % auf alle Waren und Dienstleistungen von den KonsumentInnen finanziert werden. 

Steuern bedeuten „steuern“ durch den Staat und nicht durch die Wirtschaft

An mehreren Stellen in seinem Buch „Ein Grund für die Zukunft: ein Grundeinkommen“ geht es um die Reduzierung der Verantwortung des Staates hin zu mehr Eigenverantwortung des/der Einzelnen. An keiner Stelle ist zu finden, dass in diesem Modell Unternehmen für ihren eigenen Konsum, z. B. Energie, Rohstoffe oder die Leistungen aus der öffentlichen Daseinsvorsorge, die alle für eine Produktion gebraucht werden, auch eine „Konsumsteuer“ leisten müssten. 
Einige besondere Kritikpunkte am Modell von Götz Werner:

· Weder der Kapitalismus noch die Überflussgesellschaft werden als zerstörende Kraft in Frage gestellt Im Gegenteil: .Modell und Denkweise G. W. sind nichts Anderes als ein absolut entfesselter Kapitalismus. (wortwörtlich: „Die Leistung der Unternehmen wird entfesselt.“) Das verträgt sich nicht mit unseren feministischen Ansätzen der Schonung der Natur und der Ressourcen.

· Die einzige Steuer, die Konsumsteuer, gilt offenbar nicht für Unternehmen – und das, obwohl Unternehmen eine Menge an Energie, Rohstoffen und menschliche Arbeitskraft verbrauchen. Unternehmen sollen überhaupt von Steuern befreit sein. Diese sollen von Privatmenschen und Non-Proft-Organisationen aufgebracht werden. Nach G.W. regelt nicht mehr der Staat über Steuern, sondern die Preise sollen regeln – und die werden bekanntermaßen von den Unternehmern festgesetzt. An keiner Stelle des Buches konnte ich einen Hinweis darauf finden, dass Unternehmen auch in die solidarische Finanzierung einbezogen würden.

· Die Nettopreise sollen sinken, da die Löhne und Gehälter parallel mehr und mehr durch das Grundeinkommen ersetzt werden. Das ist nichts Anderes als ein Kombilohn, bei dem nur die Unternehmer „absahnen“, da die andere Hälfte ja vom Staat (den erwerbstätig arbeitenden Menschen) kommt. Es ist zugleich eine Entdemokratisierung, da Gewerkschaften als ein im Grundgesetz verankertes Demokratie-Element überflüssig gemacht werden sollen. Die Vertretung abhängig Beschäftigter wird damit noch schwieriger, als sie jetzt schon unter neoliberalen Vorgaben (z. B. aus der EU-Binnenmarkt- oder der WTO-Politik) ist.

· Der Staat bzw. demokratische Institutionen werden entmachtet und den Unternehmen soll alle Macht gegeben werden: [Zitat:] „Das bedeutet die Abkehr vom Staat und somit auch von gewählten Vertreterinnen und Vertretern aus dem Volk sowie eine grundsätzliche Abkehr von der Demokratie.“ [Weiteres Zitat:] „So kann man Wirtschaft auch definieren: Sie hat die Aufgabe, den Mangel gerecht zu verteilen – in diesem Fall den weltweiten Mangel.“ 
· Die einzelnen Wirtschaftszweige sollen noch stärker oder ganz automatisiert werden (z. B. im Bankgewerbe bis 60 %, andere Bereiche bis zu 80 bzw. 100 %.) Menschenkraft wird nicht mehr gebraucht. Die Ansicht, dass dies ein Segen ist, teile ich bisher nicht.

· G. W. definiert „Leistung“ des Unternehmens nur noch nach Höhe der produzierten Waren und Dienstleistungen und verschweigt dabei die Leistung der abhängig Beschäftigten, ohne die ein Unternehmen nicht produzieren, also etwas leisten könnte. 

· Er verschweigt auch, dass im Kapitalismus zu einem leistungsfähigen Arbeiter immer die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung mit der unbezahlten Reproduktions- und Versorgungsarbeit (meist von Frauen) gehört; nämlich auch die Arbeit, diesen Arbeiter daheim so zu versorgen, dass er immer leistungsfähig bleibt.

· Auch ein wichtiger Punkt: Die Hierarchie zwischen den Geschlechtern wird nicht in Frage gestellt, sondern zementiert. [Zitat:] „Der beste Effekt dabei aber ist: Die Arbeit am Menschen wird endlich bezahlbar – also all jene arbeitsintensiven Aufgaben, bei denen weniger Maschinen und Methoden eingesetzt werden können. Denn ich muss der Krankenschwester keine 3000 Euro mehr bezahlen, sondern nur noch 1500 Euro!“
Wie will Götz Werner das Grundeinkommen finanzieren?

[Zitat:] „Die Idee ist: Jeder Mensch erhält ein Grundeinkommen, dessen Höhe sich am Alter orientiert. Es hat seinen Scheitelpunkt vielleicht zwischen fünfunddreißig und fünfzig Jahren und fällt dann wieder ab. Bis zum achtzehnten Lebensjahr liegt es in der Verfügung der Erziehungsberechtigten. (meine Frage: dann „lohnt“ es sich, viele Kinder zu kriegen?) Wir könnten schon morgen sagen: Jeder hat Anspruch auf 700, 800 Euro. Außerdem wird nicht jeder 1.500 Euro bekommen, das Grundeinkommen wäre nach dem Alter gestaffelt, Kinder bekommen 300 Euro, Rentner etwas weniger als Leute im Arbeitsalter [Anm.: Das ist eine Missachtung des Alters.] Über 720 Mrd. geben der Staat, die Länder, die Kommunen an Transferleistungen schon heute aus – an Arbeitslosengeld, Kindergeld, Sozialhilfe, Bafög, Wohnungsgeld etc. (...) Der aufgeblähte Verwaltungsapparat, diese gigantische Sozialbürokratie, die die Bürger kujoniert, würde dramatisch zusammenschnurren, zig Milliarden würden freigesetzt.“ Ich persönlich gehe nicht davon aus, dass man von 750 Euro alles bestreiten kann, denn Renten-, Kranken-, Arbeitslosenbeiträge und die entsprechenden Leistungen wird es dann nicht mehr geben.
[Zitat.] „Eine wachsende Zahl von Ökonomen sehen im Konsum nicht das Problem, sondern die Lösung der Krise. Genauer: in der höheren Besteuerung von Konsum aller Art. (…) Zugleich wäre es durchaus nützlich, wenn eine Volkswirtschaft, die auf Konsumsteuern setzt, auch der Automation freien Lauf lässt. Der Kapitalismus könnte ungebremst produzieren, also tun, was er kann.“ (…) „ Das wichtigste Argument für ein Grundeinkommen ist nicht moralischer Natur – es ist schierer Egoismus, der Wille derer, die vorankommen wollen. Deshalb sprechen sich heute vor allem Marktbefürworter für ein Grundeinkommen aus. Es passt zum Kapitalismus. Es ist gut für den Markt.“

Ich bewerte das Modell von Götz Werner als ein Modell, das nicht von ungefähr von vielen Vertretern der neoliberalen Wirtschaft propagiert wird, die wortwörtlich einen „entfesselten Kapitalismus“ wollen. Die Begründung mit dem positiven Menschenbild, das wir ja auch wollen, hört sich sehr verführerisch an. Als eine Partei, die feministische Inhalte vertreten will, meine ich, ist es nun höchste Zeit, sich mit diesem neoliberalen Modell auseinander zu setzen und die Patriarchats- und Kapitalismuskritik auch hierbei anzuwenden. 

Ein Grundeinkommen – zumindest mit dem Modell der Konsumsteuer nach Götz Werner ist m. E. noch keine Änderung bzw. Abschaffung des Patriarchats, sondern manifestiert die Hierarchie und stärkt den zerstörerischen Kapitalismus. Über die Sinnhaftigkeit von bestimmten Arbeiten muss eingehend diskutiert werden und auch, welche Auswirkungen ein BGE ohne sonstige Rahmenbedingungen haben könnte. Wir werden uns sicherlich noch Einiges dazu überlegen müssen. Eine Bedingung wäre für mich z. B. ein bestimmter Mindestlohn, um die von G.W. geforderte parallele Senkung der Löhne und Gehälter (Spirale nach unten, Lohndumping) zu verhindern. Ich gehe außerdem mit der Forderung der Philosophin Dr. Antje Schrupp überein, nach der „das Grundeinkommen (…) nicht ohne ein schlüssiges Konzept zur „Beziehungsgesellschaft“ eingeführt werden darf. „Die Qualität und Quantität von „Care“-Arbeit muss parallel gesichert werden.“ (Siehe auch die Seite www.antjeschrupp.de, auf der viele Überlegungen zu diesem Thema zu finden sind.). 

Welche Auswirkungen ein BGE nach G.W. auf die geschlechtliche Rollenverteilung haben würde, ist ohnehin noch nicht geklärt. Vermutlich werden beziehungs- oder haushaltsnahe Tätigkeiten wieder am untersten Ende der Lohnskala legen. Und welche Auswirkungen hätte dieses neue Niedrigstlohngefüge auf die bisher noch ärmeren Länder dieser Erde?

Und insbesondere über die Finanzierung muss noch gestritten werden. Unternehmen dürfen sich nicht erneut der gesellschaftlichen Verantwortung entziehen. 

Fragen über Fragen – vielleicht können wir einige davon auf unserer nächsten Mitfrauenversammlung im Oktober klären?

Monika Christann

Wie eingangs erwähnt haben wir Parteifrauen schon 1995 eine variable existenzsichernde Grundsicherung gefordert. Sie wäre nicht an den Zwang zur Arbeit gekoppelt, unterliegt aber dennoch einigen Bedingungen. (s. www.feministischepartei.de, Programmteil „Feministische Ökonomie“)

Nachfolgend der Auszug aus unserem Gründungsprogramm (1995) zum Thema:
*   Notwendig ist darüber hinaus eine existenzsichernde Grundsicherung: Die Feministische Partei DIE FRAUEN hält als Ergänzung zum Recht auf Erwerbsarbeit und zum Ausbau des versicherungsorientierten sozialen Sicherungssystems die sofortige Einführung einer existenzsichernden Grundsicherung für unabdingbar. Eine solche Grundsicherung ist notwendig für alle Menschen, die, aus welchen Gründen auch immer, keine existenzsichernde Erwerbsarbeit haben und auch keine zur Existenzsicherung ausreichenden Leistungen aus den vorgenannten sozialen Sicherungssysteme beziehen. Die Grundsicherung muss so hoch sein, dass sie ein Leben in Würde sichert und den BezieherInnen die volle Teilhabe am gesellschaftlichen, sozialen und politischen Leben erlaubt. Dazu muss die Grundsicherung regelmäßig der Entwicklung der Einkommen aus der Erwerbsarbeit angepasst werden. 


Die Grundsicherung wird bezahlt:


*…..an Personen, die an der Erwerbsarbeit gehindert sind, weil sie alt, krank oder erwerbsbehindert sind, sich in Ausbildung befinden oder weil sie Andere versorgen, soweit sie aus den vorgenannten Sicherungssystemen keine existenzsichernden Leistungen bekommen.;

…..an sonstige Personen ohne existenzsichernde Erwerbsarbeit und ohne ausreichende Leistungen aus den vorgenannten Versicherungssystemen.

Die Grundsicherung darf in keiner direkten oder indirekten Weise mit einem Zwang zur Arbeit verbunden werden. Wir wollen aber ein Wirtschaftssystem, was möglichst wenig Menschen in die Situation der Grundeinkommens-BezieherInnen bringt und ihnen hilft, möglichst schnell wieder aus dieser Situation herauszukommen. Der Empfang von Grundsicherung schließt deshalb die Möglichkeit einer Erwerbsarbeit mit eigenem Einkommen innerhalb bestimmter Grenzen ausdrücklich nicht aus. Das Einkommen aus Erwerbsarbeit soll bis zu einem bestimmten Mindestbeitrag voll bei der GrundeinkommensbezieherIn verbleiben. Jenseits dieses Mindestbeitrags wird das Zusatzeinkommen mit steigenden Raten auf das Grundeinkommen angerechnet. 

Personen, die wegen Alter, Krankheit oder Behinderung nicht erwerbsfähig sind, erhalten zur Abdeckung möglicher zusätzlicher Kosten und als Ausgleich für die fehlende Möglichkeit einer zusätzlichen Erwerbsarbeit einen pauschalierten Zuschlag auf die Grundsicherung. Die Grundsicherung enthält unabhängig von den tatsächlichen Mietkosten eine regional gestaffelte Mietpauschale. Wenn die tatsächliche Miete (für eine angemessene Wohnung) diese Pauschale übersteigt, erhält die Grundeinkommens-BezieherIn ein zusätzliches Wohngeld. Die Aufwendungen für die Grundsicherung sind umso geringer, je schneller der Umbau der Wirtschaft mit einer Neuschaffung und gerechteren Verteilung der Erwerbsarbeit sowie der Abbau jedweder Diskriminierung gelingt. (…)

Monika Christann







